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Judikatur

Vereinfachtes Verfahren weder verfassungs-
noch unionsrechtswidrig
In seinem Beschluss v 31. 3. 2016, Ra 2015/07/0163, hält der
VwGH neuerlich fest, dass der Personenkreis, dem in einem ver-
einfachten Verfahren keine Parteistellung zukommt, das Recht
hat, die Frage prüfen zu lassen, ob überhaupt die Voraussetzungen
des vereinfachten Verfahrens gegeben sind; insoweit kommt die-
sen Personen eine beschränkte Parteistellung zu. Davon zu unter-
scheiden ist die – zu verneinende – Frage, ob diesen Personen im
Hinblick auf die Durchführung des vereinfachten Verfahrens eine
Parteistellung zukommt (VwGH 29. 6. 2005, 2002/04/0127). Ge-
gen die Vorgansweise des LVwG Vbg, Nicht-Parteien nach Durch-
führung des vereinfachten Verfahrens keine Beschwerdelegitima-
tion einzuräumen, hatten folglich auch die Höchstgerichte keine
Bedenken.

Trassenaufhieb ist doch keine Rodung iSd UVP-G 2000

In seiner E v 1. 8. 2016, W104 2115704-2/13E, 110-kV-Netzabstüt-
zung Villach, hat das BVwG im Anschluss an die (insoweit kritisch
zu hinterfragende) E des VwGH v 29. 9. 2015, 2012/05/0073,1) aus-
geführt, dass dann von keiner Rodung iSd UVP-G auszugehen ist,
wenn die Baumfällungen hiebsunreifer Bestände ausschließlich er-
folgen, um den Sicherheitsabstand der Leitung zum Baumbestand
zu sichern und zu keiner Zeit bei Errichtung oder Betrieb derHoch-
spannungsfreileitung der Waldboden zu waldfremden Zwecken
genutzt wird (weil insb auch der Einzug der Leiterseile mit Hilfe
von Hubschraubern ohne Berührung des Waldbodens erfolgt).

Keine Parteistellung von Umweltorganisationen
in Verfahren nach § 21a WRG

In seiner E v 30. 6. 2016, Ro 2014/07/0028,2) hält der VwGH fest,
dass Art 9 Abs 3 AarhK keine unmittelbareWirkung (hier im Ver-
fahren nach § 21 a WRG) entfaltet. Die Durchführung und Wir-
kung dieser Vorschrift hängen daher vom Erlass eines weiteren
Rechtsakts ab. Es ist Sache der innerstaatlichen Rechtsordnung
der einzelnen MS, die Verfahrensmodalitäten für Klagen zu re-
geln, die den Schutz der dem Einzelnen aus dem Unionsrecht er-
wachsenden Rechte gewährleisten sollen. Umweltorganisationen
(oder andere Beteiligte) können aus dieser Bestimmung somit
keine Parteistellung und auch kein Überprüfungsrecht in Verfah-
ren nach § 21a WRG ableiten, zumal diese Bestimmung nicht der
innerstaatlichen Umsetzung der AarhK und auch nicht der direk-
ten Umsetzung anderer unionsrechtlicher Normen dient, die einer
anerkannten Umweltorganisation Parteistellung im gegenständli-
chen Verfahren verschaffen würde. Mangels unmittelbarer An-
wendbarkeit der AarhK auf derartige Fälle kommt auch der
Spruchpraxis des Aarhus Compliance Committee keine Bedeu-
tung für die dabei zu treffende Entscheidung zu.

Ausgleichsmaßnahmen sind im
UVP-Feststellungsverfahren zu berücksichtigen

Mit seiner E v 30. 6. 2016, Ra 2016/07/0034, verfestigte der VwGH
seine Judikatur, wonach eine Ausgleichsmaßnahme Teil des zur
Bewilligung eingereichten Projekts und daher im Rahmen des
UVP-Feststellungsverfahrens bei der Prüfung der umweltrelevan-
ten Auswirkungen des Vorhabens zu berücksichtigen ist (Rn 22 f).
Weiters geht der VwGH davon aus, dass bei der Beurteilung von
kumulativen Auswirkungen auch Ausgleichsmaßnahmen Dritter
mit zu berücksichtigen sind, wenn diese ebenfalls Teil des Projek-
tes sind (Rn 28): „Eine Grundlage für die Annahme des Revisions-
werbers, zu den zu berücksichtigenden kumulativen Wirkungen
zählten nur für die Umwelt negative Wirkungen, nicht aber auch
– wie hier – positive Effekte, findet sich im Gesetz nicht.“ (Rn 29).

Legistik

Überprüfungsrecht von Umweltorganisationen
nach dem Wr NSchG
Mit dem Entwurf einer Änderung des Wr NSchG3) soll für gem
§ 19 Abs 7 UVP-G 2000 anerkannte Umweltorganisationen iZm
fünf taxativ aufgezählten Maßnahmen das Recht eingeräumt wer-
den, Beschwerde beim VwG Wien zu erheben (Überprüfungs-
recht). Damit liegt der Gesetzgeber auf einer Wellenlänge mit
der GA Kokott, die in ihren aktuellen Schlussanträgen v
30. 6. 2016, C-243/15, Lesoochranárske zoskupenie VLK, zu dem
Ergebnis kommt, „dass im Sinne von Art 1 Abs 2 lit e S 2 der
UVP-Richtlinie anerkannte Umweltverbände über die Möglichkeit
verfügen müssen, gegen eine Verletzung von Art 6 Abs 3 der Habi-
tatrichtlinie gerichtlich vorzugehen“ (Rn 53). Im Übrigen enthalten
die Schlussanträge interessante Ausführungen zu den Rechtswir-
kungen der AarhK, insb im Hinblick auf ihren Art 6 Abs 1 lit b
(Rn 64 ff). Hervorzuheben ist hier die rechtliche Beurteilung, die
die GA unter Rn 77 trifft: „Wenn geplante Tätigkeiten erhebliche
Auswirkungen auf die Umwelt haben können, muss die Entschei-
dung der Vertragsparteien folglich darauf hinauslaufen, Art 6 anzu-
wenden. Aufgrund dieser Zweckbindung ist die Verpflichtung zur
Öffentlichkeitsbeteiligung bei möglichen erheblichen Umweltaus-
wirkungen auch unmittelbar anwendbar.“ Es bleibt mit Spannung
abzuwarten, ob sich der EuGH diesen Ansichten anschließt.

Umweltrechtsblog.at
Assoz. Univ.-Prof. Dr. Daniel Ennöckl und RA
Dr. Peter Sander betreiben gemeinsam mit dem
ÖWAV das Projekt www.umweltrechtsblog.at,
einen Webblog, der Entwicklungen und Er-
kenntnisse tagesaktuell einer breiten Öffentlich-
keit zukommen lässt.

1) Vgl dazu auch N. Raschauer/Sander, Schnell und Aktuell, RdU 2015/136; RdU-
LSK 2016/35; ZTR 2015, 266.

2) Umweltrechtsblog v 16. 8. 2016 (Bachl).
3) Abrufbar unter www.wien.gv.at/recht/landesrecht-wien/begutachtung/ (26. 8.

2016).


